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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dürr, Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Kirst und Genossen 
- Drucksache 7/3800 - 

betr. europäische Harmonisierung des Werberechts 


Der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministers der 
Justiz hat mit Schreiben vom 9. Juli 1975 - 9522/1 - 11 (4) - 
36 345/75 - die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 


1. Wann hat die bei der EG-Kommission gebildete Arbeitsgruppe 
aus Regierungssachverständigen getagt, und wie ist der Stand 
der Arbeiten, insbesondere zur Harmonisierung des Rechts 
gegen unlautere und irreführende Werbung? 

Die Sachverständigenkommission zur Angleichung des Rechts 
gegen den unlauteren Wettbewerb in den Europäischen Ge- 
meinschaften hat zuletzt am 29. und 30. November 1972 in 
Brüssel getagt. Die Mitgliedstaaten waren sich weitgehend dar- 
über einig, daß eine Rechtsvereinheitlichung in diesem Bereich 
für die Verwirklichung des Gemeinsamen Markts und insbeson- 
dere auch für einen verbesserten Verbraucherschutz notwendig 
ist. Um diesbezügliche Zweifel der englischen und irischen 
Delegationen auszuräumen, hat die Kommission inzwischen 
über die Regierungen der Mitgliedstaaten eine Umfrage bei 
den beteiligten nationalen Verbänden durchgeführt. Soweit der 
Bundesregierung bekannt ist, haben die Verbände eine Verein- 
heitlichung der Vorschriften zum Schutz gegen den unlauteren 
Wettbewerb übereinstimmend für wünschenswert gehalten. 

In der Sache bestand bei den Beratungen der Sachverständigen- 
kommission unter den Befürwortern einer Rechtsvereinheit- 
lichung Einvernehmen darüber, daß insbesondere auch die 
Interessen der Verbraucher die Einführung einheitlicher und 
strenger Maßstäbe für die Beurteilung von Verstößen gegen 
die Grundsätze des lauteren Wettbewerbs gebieten. Im Hin- 
blick auf die Notwendigkeit eines wirksamen Verbraucher- 
schutzes bei zunehmender grenzüberschreitender Werbung 
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wurde beschlossen, dem Schutz der Verbraucher vor irrefüh- 
render Werbung im Rahmen der bevorstehenden Vereinheit- 
lichungsbestrebungen erste Priorität einzuräumen. 

Die Arbeiten der Sachverständigenkommission ruhen seit Ende 
1972, weil das ihnen zugrunde liegende Rechtsgutachten des 
Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales 
Patent-, Urheber- und Wettbewerbsrecht, München, zunächst 
um ein Gutachten über die Rechtslage in den drei neu bei- 
getretenen Mitgliedstaaten ergänzt werden mußte. Dieses Er- 
gänzungsgutachten steht nunmehr vor dem Abschluß. Mit einer 
baldigen Wiederaufnahme der Beratungen der Sachverstän- 
digenkommission kann daher gerechnet werden. 


2. Ist sie bereit, sich für einheitliche Generalklauseln entsprechend 
den Bestimmungen der §§ 1 und 3 UWG und für verfahrens- 
rechtliche Regelungen mit Unterlassungs- und Beseitigungsklage 
und insbesondere mit Eilverfahren einzusetzen? 

Bei den Beratungen der Sachverständigenkommission im No- 
vember 1972 haben sich Meinungsverschiedenheiten darüber 
ergeben, ob im europäischen Rahmen eine dem § 1 des deut- 
schen Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) ent- 
sprechende Generalklausel vorgesehen werden sollte. Wider- 
stände gegen eine solche Regelung erhoben insbesondere die 
britische und die französische Delegation. Die deutsche Delega- 
tion hat sich nachdrücklich für eine Generalklausel zur Bekämp- 
fung unlauteren Wettbewerbs ausgesprochen, 

Übereinstimmung bestand bei allen Delegationen darüber, daß 
der Bekämpfung irreführender Werbung durch eine umfassende 
und damit dem § 3 UWG entsprechende Vorschrift bei der 
Rechtsangleichung Vorrang zukommt. 

Kein Einvernehmen konnte vorläufig in der für die praktische 
Anwendung der genannten Vorschriften bedeutsamen Frage 
erzielt werden, welche verfahrensrechtlichen Sanktionen zur 
Durchsetzung des Schutzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
nach dem zu schaffenden einheitlichen europäischen Recht zur 
Verfügung stehen sollten. Neben den allgemeinen auf natio- 
naler Ebene gegebenen strafrechtlichen Sanktionen kommen 
hier insbesondere Maßnahmen auf dem Gebiet des Verwal- 
tungsrechts, z. B. die dänische Konzeption eines „Konsumenten- 
ombudsmanns", und das deutsche Rechtsinstitut der einstwei- 
ligen Verfügung in Verbindung mit der zivilrechtlichen Unter- 
lassungs- und Schadensersatzklage in Betracht. Die nach deut- 
schem Recht gegebenen Sanktionen haben sich nach Auffassung 
der Bundesregierung in der Praxis besonders bewährt und emp- 
fehlen sich damit auch für eine Rechtsvereinheitlichung im Be- 
reich der Europäischen Gemeinschaften. Die Bundesregierung 
hat sich deshalb nachdrücklich für eine solche Regelung ein- 
gesetzt. 
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3, Vertritt sie die Auffassung, daß es im Interesse des Verbrau- 
cherschutzes geboten ist, ein Klagerecht für bestimmte Ver- 
braucherschutzverbände entsprechend § 13 UWG zu schaffen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich die in § 13 
Abs. 1 a UWG gegebene Klagebefugnis der Verbraucherver- 
bände bewährt hat und sich auch für ein vereinheitlichtes euro- 
päisches Recht gegen den unlauteren Wettbewerb empfiehlt. 
Eine einheitliche Meinung in dieser Frage konnte in den ge- 
nannten Beratungen der Regierungssachverständigen jedoch 
nicht erzielt werden. 


4. Sieht sie eine Möglichkeit, entsprechend der Entschließung 72 (8) 
des Ministerrates des Europarates vom 18. Februar 1972 bei 
einer Rechtsvereinheitlichung die selbstdisiziplinären Einrich- 
tungen der Werbe Wirtschaft zu fördern? 

Die Bundesregierung begrüßt die Tätigkeit selbstdisziplinärer 
Einrichtungen der Werbewirtschaft, die der Durchsetzung der 
Vorschriften zum Schutz gegen den unlauteren Wettbewerb in 
der Praxis dient. Sie ist der Auffassung, daß auch die Durch- 
setzung eines vereinheitlichten europäischen Rechts gegen den 
unlauteren Wettbewerb durch den ergänzenden Einsatz selbst- 
disziplinärer Maßnahmen gesichert werden sollte. 
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